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RID:  44. Tagung des Fachausschusses für die Beförderung gefährlicher Güter 

(Zagreb, 19. bis 23. November 2007) 
 
 
 
Thema:  Interpretation der Vorschriften des Absatzes 6.8.2.5.2 in Zusammenhang mit der 

Einhaltung der Frist für die nächste Prüfung des Kesselwagens 
 
 
 
Antrag der Tschechischen Republik 
 
______________________________________________________________________________ 
 
 
Einführung 
 
Zurzeit sind bei Kesselwagen, die in das Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik einfahren, 
Rechtsverstöße gegen das RID festzustellen. Diese Rechtsverstöße betreffen die Absätze 
6.8.2.4.2 und 6.8.2.4.3 des RID. Kesselwagen werden vor Ablauf der Frist für die nächste wieder-
kehrende Prüfung gemäß Absatz 6.8.2.4.2 oder 6.8.2.4.3 mit gefährlichen Gütern beladen und 
treffen am letzten Tag vor Ablauf der Prüffrist in der Tschechischen Republik ein. Während der 
Beförderung in der Tschechischen Republik läuft diese Frist jedoch ab. Angesichts der Tatsache, 
dass die Frist für die nächste Prüfung abgelaufen ist, werden diese Kesselwagen für die Beförde-
rung gefährlicher Güter unsicher und für die weitere Beförderung gemäß Absatz 1.4.2.2.3 untaug-
lich. Im Sinne von Artikel 20 CIM ("Beförderungshindernisse" → Umstand, der wegen eines De-
fekts eines Wagens zu einem Verbot der Weiterbeförderung führt) werden die Kesselwagen an-
gehalten. Gemäß Absatz 1.4.2.2.4 dürfen die Kesselwagen nur mit der Genehmigung der zustän-
digen Behörde (in der Tschechischen Republik das Verkehrsministerium) weiterbefördert werden. 
Wenn die Wagen für einen Empfänger außerhalb der Tschechischen Republik bestimmt sind, 
muss eine zuständige Behörde dem Beförderer administrative Unterstützung für die Weiterbeför-
derung des Kesselwagens mit abgelaufener Frist bis zum Zielort gewährleisten oder es kann in 
Übereinstimmung mit Abschnitt 05-01 des CIT-Handbuchs Güterwagen (GTM-CIT) verfahren wer-
den. 
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Die Tschechische Republik schlägt vor, für die COTIF-Mitgliedstaaten und die Eisenbahnverkehrs-
unternehmen in den COTIF-Mitgliedstaaten ein einheitliches Verfahren festzusetzen, um die Si-
cherheit der Beförderung gefährliche Güter in Kesselwagen zu gewährleisten, d.h., dass in den 
Hoheitsgebieten der COTIF-Mitgliedstaaten keine Bewegungen von Kesselwagen mit abgelaufe-
ner Frist für die nächste Prüfung stattfinden. Die Tschechische Republik bittet den RID-Fachaus-
schuss um Auslegung, wie in dem oben genannten Fall (ein Kesselwagen wird vor Ablauf der Frist 
für die nächste Prüfung beladen, obwohl es offensichtlich ist, dass der Kesselwagen angesichts 
des Beförderungsentfernung erst nach Ablauf der Frist für die nächste Prüfung am Zielort eintref-
fen wird) in den Hoheitsgebieten der COTIF-Mitgliedstaaten verfahren werden soll. 
 
Antrag 1 
 
Die Tschechische Republik bittet darum, dass diese Interpretation im Bericht über die 44. Tagung 
des RID-Fachausschusses aufgenommen wird, die gegebenenfalls auch auf der Website der  
OTIF veröffentlicht wird. Ziel der Interpretation ist es, den COTIF-Mitgliedstaaten eine Anleitung zu 
geben, wie im Zweifel im geschilderten Fall zu verfahren ist, ohne dass hierfür der Wortlaut der 
Absätze 6.8.2.4.2 und 6.8.2.4.3 geändert werden muss. 
 
Bei der Interpretation dieser Frage wäre es möglich, analog zur Bestimmung für ortsbewegliche 
Tanks in Absatz 6.7.2.19.6 zu verfahren: 
 
"Nach Ablauf der Frist für die in Absatz 6.7.2.19.2 vorgeschriebene wiederkehrende 5-Jahres- oder 
2,5-Jahres-Prüfung dürfen die ortsbeweglichen Tanks weder befüllt noch zur Beförderung aufge-
geben werden. Jedoch dürfen ortsbewegliche Tanks, die vor Ablauf der Frist für die wiederkehren-
de Prüfung befüllt wurden, innerhalb eines Zeitraums von höchstens drei Monaten nach Ablauf 
dieser Frist befördert werden. Außerdem dürfen sie nach Ablauf dieser Frist befördert werden: 
 
a) nach dem Entleeren, jedoch vor dem Reinigen, um sie vor dem Wiederbefüllen der nächsten 

vorgeschriebenen Prüfung zuzuführen, und 
 
b) sofern von der zuständigen Behörde nichts anderes vorgesehen ist, innerhalb eines Zeitraums 

von höchstens sechs Monaten nach Ablauf dieser Frist, um die Rücksendung von gefährlichen 
Stoffen zur ordnungsgemäßen Entsorgung oder zum ordnungsgemäßen Recycling zu ermög-
lichen. Im Beförderungspapier muss auf diese Ausnahme hingewiesen werden." 

 
Für den Abschluss der Beförderung eines solchen Wagens sollte das im Beförderungspapier ein-
getragene Datum der Übernahme der Güter für die Beförderung gemäß Artikel 7 CIM ausschlag-
gebend sein. 
 
Antrag 2 
 
Falls eine Interpretation als nicht zweckmäßig angesehen wird, schlägt die Tschechische Republik 
vor, die Vorschriften des RID durch einen neuen Absatz zu ergänzen, der nur in der linken Spalte 
(für Kesselwagen) erscheint. Der Text wird aus Gründen der Harmonisierung der Kapitel 6.7 und 
6.8 aus Kapitel 6.7 übernommen. 
 
Einen neuen Absatz 6.8.2.4.4 mit folgendem Wortlaut einfügen: 
 
"6.8.2.4.4 Nach Ablauf der Frist für die in den Ab-

sätzen 6.8.2.4.2 und 6.8.2.4.3 vorge-
schriebene wiederkehrende Prüfung dür-
fen Kesselwagen weder befüllt noch zur 
Beförderung aufgegeben werden. Jedoch 
dürfen Kesselwagen, die vor Ablauf der 
Frist für die wiederkehrende Prüfung be-
füllt wurden, innerhalb eines Zeitraums 
von höchstens drei Monaten nach Ablauf 
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dieser Frist befördert werden. Außerdem 
dürfen sie nach Ablauf dieser Frist beför-
dert werden: 
 
a) nach dem Entleeren, jedoch vor dem 

Reinigen, um sie vor dem Wiederbe-
füllen der nächsten vorgeschriebe-
nen Prüfung zuzuführen, und 

 
b) sofern von der zuständigen Behörde 

nichts anderes vorgesehen ist, in-
nerhalb eines Zeitraums von höchs-
tens sechs Monaten nach Ablauf 
dieser Frist, um die Rücksendung 
von gefährlichen Stoffen zur ord-
nungsgemäßen Entsorgung oder 
zum ordnungsgemäßen Recycling zu 
ermöglichen. Im Beförderungspapier 
muss auf diese Ausnahme hingewie-
sen werden." 

 
Die derzeitigen Absätze 6.8.2.4.4 bis 6.8.2.4.6 werden zu 6.8.2.4.5 bis 6.8.2.4.7. 
 

__________ 


